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Eınes der gravierendsten Probleme 1im Staat-Kirche-Verhältnis des Landes Nieder-
sachsen WAar die Schulfrage, die Auseinandersetzungen zwischen der Katholischen
Kirche und der VO  w der SPD geführten Landesregierung auslöste, die die Zeıten
des Kulturkampfes erinnerten. DIie Landesregierung 1Irat für die »Schule für Schüler
aller Bekenntnisse«, für die »Gemeinschaftsschule«, als Regelschule e1in. Dabe!i kamen
tradıtionelle sozialdemokratische und 1berale schulpolitische Zıele, WI1e die Zurück-
drangung des kirchlichen Einflusses, AT Geltung. Dıie Katholische Kirche forderte
dagegen die Wiederherstellung und Neueinrichtung konfessioneller Elementarschu-
len Da das Interesse der Evangelischen Kirche einer konfessionellen Gestaltung
des Schulwesens SscChH der eindeutigen protestantischen Mehrheiten bel Schülern
und Lehrern den meılsten nıedersachsischen Schulen geringer WAal, konnte INan

VO dieser Selite NUur bedingt Unterstützung erwarten Di1e Katholische Kirche grun-
dete ihren Anspruch auf das Elternrecht, die grundgesetzlich verankerte Glaubens-
und Gewissenstreiheit und das Reichskonkordat VO  > 1935 SOWIE auf die einschlagi-
SCI Bestimmungen des Preufsischen Volksschulunterhaltungsgesetzes VO  - 1906, das
die Bekenntnisschule In der Provınz Hannover bis In die Zeıt des Nationalsozialis-
I11US hinein garantıert hatte. Auf kirchlicher Seıte, die vehement VO Hıldesheimer
Bischof Joseph Godehard Machens vertreftfen wurde, sah Man ın der Rückgabe der
Bekenntnisschulen die Wiıederherstellung des alten Rechtszustandes und die VWıe-
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts. JIrotz des aufßerordentlich hohen
Mobilisierungsgrades der nıedersächsischen Katholiken, der siıch ın Kundgebungen
mıt mehreren zehntausend Teilnehmern auferte, lieben die Aktionen der katholi-
schen Selite 1im Wesentlichen ohne Erfolg. Das Niedersächsische Schulgesetz VO  b 1954
cah mıt Ausnahme des Verwaltungsbezirks Oldenburg die Gemeinschaftsschule als
Regelschule VO  = iIne offentliche Volksschule für »Schüler des gleichen Bekenntnis-

konnte L1UFL In AusnahmeFfällen unter erschwerten Bedingungen errichtet werden.

In ihrem Kampf das Schulgesetz erhielt die Katholische Kirche die Unterstut-
ZUNS der Bundesregierung. Diese 1955 einen Prozess VOTL dem Bundesver-
fassungsgericht d} ın dem das Land Niedersachsen der Verletzung des Reichskon-
kordates und damıt der Bundestreue angeklagt wurde. Das Bundesverfassungsgericht
wIles 76 Marz 195 / diese Klage ab; unterstrich ‚WAarTr die Rechtsgültigkeit des
Reichskonkordates, sprach dem Bund aber das Recht ab, die Länder SCHI der
ihnen verfassungsrechtlich garantıerten Kulturhoheit ZUrLC. Einhaltung der Vertragsbe-
stımmungen zwıingen. Damıt blieb das nıedersachsische Schulgesetz ın Kraft Die
schulpolitischen Auseinandersetzungen wurden ErSst durch das Niedersachsenkonkor-
dat VO 76 Februar 1965 beigelegt. Danach gab die Katholische Kirche ihre ruüuhere
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Schulkonzeption auf und erkannte die Konfessionsschule als Antragsschule Das
Land erleichterte dagegen die Bedingungen fur die Errichtung offentlicher Bekennt-
nisschulen.

Fur das Zustandekommen des Konkordates kam dem Loccumer Vertrag VO  e 1955,
der als ıner der ETSTEN Kirchenverträge der Nachkriegszeit das Verhältnis VO  w Staat
und Evangelischer Kirche ın Niedersachsen auf 1Ine moderne Grundlage stellte, ine
wegweisende Funktion Der Ausgleich zwischen Land und Katholischer Kirche
wurde durch das Ausscheiden promıinenter Verftfechter der katholischen Posıtion, WI1e
der Bischöfe Machens (1956) und Hermann Wılhelm Berning VO  e Osnabrück 1955);
und den Amtitsantrıitt entgegenkommender Bischofe, WIe Heinrich Marıa Janssen und
Helmut Hermann Wirttler, erleichtert. Hınzu kamen ine kirchenfreundlichere Hal-
tung der SPD ach der Verabschiedung des Godesberger Programms 1959); der
Regierungswechsel 1961 mıt dem konzilianten Ministerpräasidenten eorg Diederichs

der Spitze und das wachsende Verstäandnis kırchlicher Kreise für staatlıche Ma({s-
nahmen ZUrL Hebung des Bıldungsstandards.

ach eliner Novellierung des Konkordates 1973) beschränkte das Niedersächsische
Schulgesetz VO  s 19774 die Bekenntnisschulen auf den Grundschulbereich und gestand
als Ausgleich die Errichtung VO  a Urlentierungsstufen SOWIE VO  — aupt- und Real-
schulen ın kirchlicher Tragerschaft Dıe Personalkosten wurden Sanz, die Sach-
kosten SA Teıl VO Land ach der Auflösung der Padagogischen och-
schule ın Alfeld, deren Lehrkörper mehrheitlich katholisch WAar und eın Gro(ßsteil
der katholischen Lehrer In der Nachkriegszeit studiert hatte, wurden als Ersatz Lehr-
stuhle für katholische Theologie den Unıiversitaten Hiıldesheim und Hannover
1O7T) geschaffen.

Neben der Schulfrage regelte das Niedersachsenkonkordat Grenzkorrekturen
zwischen den nıedersächsischen Bıstumern; enthielt Bestimmungen ber die Ablö-
S UNs VO  . historisch bedingten staatlichen Baulasten SOWIE über staatliche Zuschüsse
ZUTr Pfarrbesoldung und garantılerte die staatliche Förderung katholischer Erwachse-
nenbildung und die Berücksichtigung kırchlicher Interessen Rundfunk. Das Nıe-
dersachsenkonkordat hatte Vorbildcharakter über die Landesgrenzen hinaus und bıl-
dete die Grundlage für en im grofßen Ganzen spannungsfreies Verhältnis VO  P Staat
und Kirche in Niedersachsen ın den folgenden Jahren
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